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Die Reparallonsnoke kein Alkimakum
Die Tür zu Verhandlungen offen — Seine Okkomanifiernug Deutschlands

Der Londoner Vertreter von Wolffs Telegraphischem Bureau

erfährt von gut unterrichteter britischer Seite ,

dah in London die Ueberzeugung herrscht , daß der nach Empfang
der letzten Note der Reparationskommission in Deutschland

entstandene Sturm der Entrüstung s i ch legen und bei ein -

gehender Prüfung der Forderungen der Reparationskommission

einer optimistischen Auffassung Platz machen

werde . Um die Note richtig zu beurteilen , müsse man aus die

Ereignisse seit November zurückgreifen und sich vergegenwärti -

gen . datz die Lage , die im November noch durch die drohende

Besetzung des Ruhrgebiets sich sehr kritisch gestaltete , sich für

Deutschland erheblich gebessert habe , und datz ein Moratorium

für Deutschland , das im Dezember vorigen Jahres noch in weiter

Ferne zu schweben schien , jetzt tatsächlich zustande gekommen ist .

Wenn die letzte Note der Reparationskommission auch in ihrer

äutzeren Form ein auf die herrschende politische Konstellation

zurückzuführendes schroffes Aussehen habe , so seien doch tat -

sächlich ihre Bestimmungen nach britischer Ansicht nicht so unon -

nehmbar , wie dies in Deutschland auf den ersten Blick erscheine .

Vor allem gehe nicht aus der Note hervor ,

daß sie ein Ultimatum darstelle . Falls die deutsche
Regierung nach eingehender Prüfung der Note und aller darin

enthaltenen Bestimmungen zu der Ueberzeugung gelangen sollte ,
daß verschiedene Punkte der Aufklärung bedürfen und daß sie
sich aus diesem Grund « an die Reparationskommissio » wenden
müsse so sei nicht einzusehen , weshalb - die - Türe
als geschloffen detrachtet werden sollte Was
die Lieferungen in Waren betreffe , so bebeuteten die diesbezüg -
lichen Bestimmungen , daß die nichterfüllten Sachleistungen im

Jahre 1822 nur in dem Falle in Gold verlangt werden würden .

wenn die Sachlei st ungen vorsätzlist unter -

blieben seien . Wenn beispielsweise die Alliierten im Jahre

1822 nur für eine Milliarde Goldmark statt 1459 Millionen Vach -

leistungen erhalten würden , so würden die übrigen 450 MiMoneu

nicht etwa Deutschland für Goldleistungen zur Last geschrieben
werden . Nach britischer Ansicht werden die Sachleistungen im

Jahre 1822 in Wirklichkeit etwa 800 Millionen nicht übersteigen .

Was die Bestimmung der sogenannten . Fonttollmaßnahmen "

betreffe , so bedeute das französische Wort . . eootrdlls " im offi -

ziellen Text keineswegs das im Englischen und im Deutschen

unter Konttolle verstandene Wort . Man denke nicht an eine

Ottomanisierung Deutschlands , sondern lasse der deutschen Re -

gierung im Gegenteil genügende Bewegungsfreiheit , um nach

eignem Ermessen den deutschen Staatshaushall aufzustellen . Es

sei nicht nicht einzusehen , weshalb nicht bezüglich der in der

Note der Reparationskommission erwähnten Termine zwischen

der deutschenRegierung und derReparations -

Kommission verhandelt werden könnte Zum

Schluß wird von britischer Seite die augenblickliche Stimmung

in Deutschland nach Empfang der Note der Kommission mit der

Stimmung in England verglichen , als die ersten Berichte über

die Schlacht von Iütland in London eintrafen und wegen der

großen Verlustliste der britischen Schisse und der unbekannten

Verluste des Gegners große Bestürzung herrschte , die jedoch nach

Eintreffen der genauen Berichte über die Verluste sich in Au .

verficht oerwandelte .

Die Sachlieferungen
Paris . 24. März .

Wie da - . Journal de » DSbats ' mitteilt , ist heute vormittag die

Reparationstommission zu Beratungen über die ver -

schiedenen Abmachungen betreffs der deutschen Sachlieferungen zu -

sammengetreten . Sie hat das Wiesbadener Abkommen .

das Bemelmanssche Abkommen und da » in Anlehnung

daran am IS . Mörz in Berlin paraphierte franzosisch - deutsche Ab -

kommen geprüft .

Die deutsch - polnische Konferenz
Gegensätze in der Liquidatior . sfrage

Die deutsch polnischen Berhandlunqen . die in Auesühsung des

Beschlusses des BölKerbundsraies über Oberschlesien sftt Wochen in

Genf geführt werden , sind fast zum Abschuß g - rommrn Während

man über die meisten Punkte zu einer Einigung gelangt f . )

sich in der Liquidationsrage die A» Ich ' " U' WN « fmckh Ich ' " "

gegenüdee . und es ist nicht gelungen , in der Komm ' J
Ve' stöndiqung zu komme » . Na h dem BS : k ? roun sb < '

. ,
den Fällen , in denen die beiderseitigen Beoollmach ' igten sich " ich

einigen tönnco . der Präsident der Konferenz den Schiedsspruch zu

siillen . . .

Am Donnerstag fand nun in Genf die öllentiiibe Ö' " " 1 "

deulsch. polnischrn Kon erenz statt , in >cr Piäsident E '

>" seiner Eröffnungsrede festitellie , daß er sc . ue 5) oslnu " I ' '

Vermittlung noch nicht aufgegeben habe , und mitteilte , n .

»eisten ander » Fragen eine Einigung erzielt worden sei, um tj Ii

Ilch nicht ohne Einfluß auf die deutsch - polnischen Beziehungen und
den allgemeinen Frieden der Welt bleiben werde .

Darauf legte der deutsche Devollmächtigte . Reichsminister a. D.
Schiffer , den deutschen Standpunkt in der Li -
quidationssroge dar . Der polnische Bevollmächttgte Ol -
s ch o w s k i forderte hieraus mit aller Schärfe da » Recht für
Polen , eine allgemeine Regelung de » deutschen Besitzes in Ober -
schlesien vorzunehmen , er erklärte jedoch , daß die Meinungsver -
schiedenheiten zwischen der deutschen und der polnischen Delegation
in den jetzigen Verhandlungen keinen Einfluß ausüben würden
auf die späteren deutsch - polnischen Verhandlungen , die im Hinblick
auf die Herstellung normaler Beziehungen zwischen den beiden
Ländern notwendig werden würden . Der Bevollmächtigt « be -
stritt im Gegensatz zu seiner früheren Haltung die Zuständig -
keit der Botschafterkonferenz und des Schieds »
richters in der Liquidotionsfrage . Der Beschluß der

Botschafterkonferenz bezwecke nur ein Ruhen der Liquidationsrechte
für industrielle Unternehmungen . Bergwerke usw . von 15 Jahren .
Im übrigen bleibe das Liquidottonsproblem unberührt durch den

Beschluß der Botschasterkonserenz , da es durch den Versailler Ver -

trag gelöst worden sei .

Reichsminister a. D. Schiffer antwortete mit einer
neuen ausführlichen Darlegung der Rechtslage . Ter zu schließende

Vertrag müsse sich aus alle Fragen beziehen , darunter auch auf
die Liquidationssrage , und mau könne diese Frage daher nicht
vom Schiedsspruch ausschließen . Der versailler Vertrag , sei nicht
allgemein zuständig , scndern nur In Verbindung mit dem Beschluß
der Botschasterkonserenz , der ja gerade die Anwendung des Ver -

sailler Vertrages auf die besonderen oberschlesischen Verhältnisse
festzulegen hätte . — In einer kurzen Entgegnung beharrte dec pol -
nische Veoollmächtigte bei seiner Auffassung und erklärt « von

neuem , daß in der Liquidotionsfrage der Versailler Vertrag maß -

gebend und für sein « Auslegung der Oberste Rat allein zu -
ständig sei .

Präsident Talon der schloß die Sitzung , indem er er -
klärt «, datz die Darlegungen der beiden Bevollmächtigten , sowie
die Zuständigkeitsfrage , die Olschowsky aufgeworfen habe ,
prüfen werde Die Entscheidung in allen diesen
Fragen werde er gleichzeitig vorlegen . Ein

genaues Datum konnte der Präsident nicht angeben

Abbruch der Verhandlungen

Der polnische Minister Olschowski hat die Bitte des Prä -
sidenten Calonder , die jäh abgebrochenen Einigungsvcrhandlun -
gen in der Liquidationsfxage wieder aufzunehmen , dahin be -
antwortet , daß er plötzlich den Einwand der Unzuständig .
keit erhob und an ihm festhielt . Damit ist , zurzeit wenig -
stens , die Grundlage für weitere Verhandlungen über diesen
Punkt entfallen : es bleiben nur noch Vcratungeu über die Ne -
daktion und Uebersetzung des Vertragsentwurfes übrig . Der
deutsche Reichsbcvollmächtigte , Reichsminister a. D. Schis -
fcr , hat daher beschlossen , nur diejenigen Mitglieder der Ab -
ordnung , die für diese Arbeiten erforderlich sind , in Genf zu
belassen und sich mit den übrigen Mitarbeitern nach
Deutschland zurückzubegeben . Er wird in Berlin
unverzüglich dem Reichskanzler und dem Reichsminister dcS
Aeußcrn über die trotz aller weitgehenden Einigung auf allen

übrigen Gebieten nunmehr kritisch gewordene Sachlage berich -
teu und erst nach Genf zurückkehren , wenn günstigere Voraus -

setzungen für neue Verhandlungen über die Liquidationsfrage
gegeben sind , oder der Schiedsspruch des Präsidenten Ca -
londer zu erwarten ist . Der Termin für diesen Schiedsspruch
steht noch nicht fest . In Anbetracht der schwierigen Sachlage
dürfte aber seine Verkündigung in nächster Zeit noch nicht er -

folgen .

Tie wichtigsten Stellen der Rede des polnischen Vevoll -
mächtigtcn Llschowski in der Vollsitzung der Äonserenz . in der
er die Zuständigkeit der deutsch - polnischen Konferenz und dcS
Schiedsrichters in der Liquidationssrage ablehnte , haben fol -
genden Wortlaut : „ Keine Abänderung des Ver -

träges von Versailles , sowie keine authentische
Auslegung seiner Bestimmungen kann im

Rahmen unserer Arbeiten stattfinden , da

nur der Ober st e Rat und die Botschafter -
konfercnz hierzu befugt sind . Der Beschluß
der Botschasterkonserenz bezieht sich auf die Liquidationsfrage
nur insoweit , als sie die industriellen Unternchmiingen , Verg -
werke und Lagerungen für einen Zeitraum von 15 Jahren an -

geht . Im übrigen hat die Boischasterkonferenz die Liquidations¬

srage unangetastet gelassen . Hieraus ergibt . sich , daß alles , was

sich aus die Liquidationssrage bezieht , abgcs�en von dem

wäbnten Verzicht aus die nächsten l5 Jahre , r V C- ' r - k! i

Abkommens sein Ifinn und ni ' malS cin - m " r :

Viersen Word n darf . Di - Liquidation ist eine A ■

inneren Politik Polens . Es kann daher keine den sche ..

Mischung in diese Politik an : läge des Uebergenges unter . . .

polnische Souoeränirät zugelassen werden .

Sie bayerischen Skandgerichle
Ein Sopikel deutscher Rechtsschaude

Von E. Z. Gumbel .

Als be ! m Sturz der Münchener Räterepublik die Frei »
Korps und Reichswehr München einnahmen , wurden nach
dem amtlichen Bericht der Regierung Hoffmann ( „ Rtün -
chener Neueste Nachrichten " . 10 . Juni 1919 ) 188 Menschen
standrechtlich erschossen , während 184 Zivilpersonen „ töd »
lich verunglückten " . Diese tödlichen Unglücksfälle sind
nichts als zart verschleierte Morde . Bekannt sind die
nach der Statistik dazu gehörigen Fälle der 21 katholi »
scheu Gesellen , die von der wütenden Soldateska ge »
lyncht wurden . In meinem Buch „ Drei Jahre Mord¬
habe ich ein Dutzend weiterer Fälle namentlich aufgeführt .
Die Art der standrechtlichen Erschießungen mögen folgen »
des Beispiel illustrieren :

Huber , aKrl , aLndsberger Str . 153 , 27 Jahr , Mitglied
der KPD . , wurde am 30 . April nachts aus dem Bett ge »
holt und am anderen Morgen nach kurzem Verhör er »
schössen . Zeugen bestätigen , datz Huber in keiner Weise
an Kampfhandlungen beteiligt war . Huber hat bei sel
ner Festnahme etwa 30 M. in Bargeld , eine goldene Uhr ,
eine Uhr mit Stahlgehäuse . Gamaschen und eine Brief «
tasche bei sich. Sämtliche Geoenstände fehlten . Als die
Schwester des Hnber am 23 . Mai wegen der Erschießung
ihres Brudes Erkundigungen einziehen wollte , hörte sie
zufällig vor dem Hause , in dem die 2. Kompagnie des
1. Württemberg . Drag . - Regts . einquartiert war , zwei
P zsten äußern : Mit dieser schweren Brief »
tasche und mit den Gamaschen haben wir
mal Schwein gehabt " . Frl . Huber nimmt äff, ' baj
es sich bei diesem Gespräch um die geraubten Gegenstände
ihres Bruders handelte .

Münch Jacob , Forstenriederstraße 71 , wurde am
1. Mai erschossen . Er wollte seine im Februar gefaßten
Watien abliefern und wurde dabei verhaftet . Der Schrift »
steller Schlag en haufer in Unterhaching wurdz : am
1. Mai von dem Hauptmann Liftl aufgefordert , seine Was«
fen abzugeben . Cr bestritt . Waffen zu besitzen . Doch
wurde ein Gewehr gefunden . Er wurde verhaftet und
nach Stadelheim abgeführt und dort ohne Urteil

erschossen . Der Schadenersatzanspruch der Witwe auf
Grund des Unruheschadengesetzes wurde am 8. November
1921 vom Re' chswirtschaftsgericht abgelehnt . Gegen die
Täter wurde nichts unternommen .

Josef Anton Leib hotte eine Zeitschrift „ Der Re »

publikaner " , Volksblatt für Süddeutsche Freiheit , her »
ausgegeben . Am 2. Mai bezog das Batl . Lindenfels , i »
der Mehrzahl aus Tübinger Studenten bestehend , Quar »
tier in der Implerfchule . Bei Leib . Daiserstr . 4, wurden
drei Haussuchungen abgehalten , es wurde aber nichts ge »
funden : dann wurde er mitoelchleppt und auf Befehl de »
Rittmeisters Freiherrn von Lindenfels im Hof des Restag »
rants Elysium erschossen . Als Begründung wurde an «
gegeben , er habe „ auf der Liste gestanden " und
habe die Offiziere beschimpft . Die Rentenansprüche der
Witwe wurden am 20 . Oktober 19921 vom Reichswirt -
schaftsgericht abgewiesen . Gegen Freiherrn v. Lindeufels
wurden am 2. 8. 20 Anklage erhoben . Er wurde freiqe »
sorochen . Leib hinterließ eine Frau und 5 Kinder . Seine

- Witwe bekam zunächst n - mt Ausschuß für Aufruhrschäden
eine Rente von 30 M. monatlich zugebilligt . Doch
wurde sie ihr vom Re' chswirtschaftsgericht am 20 . Oktober
1921 wieder aberkannt , deun „ ein Mißbrauch von
Amtsbefugnissen könne nie als offene Gewalt angespro »
chen werden . "

Georg Kling und seine Tochter Martha Kling
taten am 2. Mai in Giesing freiwillig Sanitätsdienste bei
der Roten Armee in einer Station an der Weinbauer ,
strafe . Sie waren mit Ratenkreuzbinden versehen . Am
3. Mai wurde Georg Kling auf die Polizeistation Tegern »
seerlandstraße transportiert , weil seine andere Tochter
Anni angeblich M' ' nition getragen habe . Marie ging frei »
w' llig mit . Der Schutzmann Keitler behauptete . Marie
bobe mit der San ' tätsflagge den Roten Zeicken gegeben .
Sie kam vor ein Standgericht , wurde freigesprochen auf
Grund von Zeugenaussagen von Regierungstrupven und
sollte am 4. Mai entlassen werden Als der Bater sie
moroens abholen wollte , war sie schon nach Stadelheim
abgeführt . Augenzeugen bekunden , datz sie dort a l s
Zielscheibe verwendet wurde , zuerst wurde ' sie
im Fußgelenk , dann in die Wade , dann Oberschenkel , zu »
letzt in den Kopf geschossen . Eine Verhandlung gegen die
Tüter laud n ' cht statt . Denn bei 8er Auftzebung der Mili -
i ' rggr ' chtsbgrkeit waren die A k t e n „ v e r l o r e n " ge »

- O- t .

D efe �öITe kei - ' g - twegs schreckliche Ausnahmen .
ert me iere Fälle mit allen Einzel » .

r ! c n s i n d i n m e i n em B e l i tz. Da die amtlich «
GwtistiK keine Namen angibt , läßt sich nicht in afle »
Fiüten genau festellen , ob nach der amtlichen Ansicht hier



ein „tödlicher Unglücksfall " oder eine standrechtliche Er -

schießung vorliegt .
Die 186 „ standrechtlichen " Erschießungen wurden

durch wilde Feldgerichte verhängt , bei denen

irgendein Leutnant oder sonst jemand in der Weise Ge -

richt spielte , daß er die Erschießung einfach anordnete . So

sind z. B. standrechtliche E r s ch i e ß u n - g e n w e-

gen Beleidigung des O f f i z i e r k o rp s vor -

gekommen , ebenso wurden zahlreiche Personen er -

schössen , weil man angeblich bei ihnen Waffen gefunden
hatte , und zwar zu einer Zeit , zu welcher die von der Re -

gierung und vom Oberkommando gesetzte Waffenabliefe -
rungspflicht noch nicht abgelaufen war . Sämtliche
sogenannten standrechtlichen Erschießun -
gen waren widerrechtlich , wie im Folgenden be -

wiesen wird .

Durch die Verordnung des bayerischen Gesamt -
Ministeriums vom 25 . April 1919 wurde zwar für das

rechtsrheinische Bayern das Standrecht verhängt und

Standgerichte im Sinne des Kriegszustandsgesetzes ein -

gesetzt .

Diese Standgerichte waren es indes nicht , welche die

sogenannten standrechtlichen Erschießungen in den ersten
Maitagen in München und anderen Orten verordneten
und vollziehen ließen . Von dem gesetzmäßigen Stand -

recht ist nur ein einziges Todesurteil gefällt worden ,
nämlich gegen Dr . Eugen L e v i n e .

Denn das bayerische Standrecht beruht auf dem

bayerischen Landesgesetze über den Kriegszustand vom
k. November 1912 sGesetz - und Verordnungsblatt S . 1161 ,
Webers Gesetzsammlung Bd . 41 S . 186) . Zu dem Gesetz
sind Vollzugsvorschriften über das standrechtliche Versah -
ren ergangen in einer Ministerialbekanntmachung vom
13 . 3. 13 , Gesetz und Verordnungsblatt S . 97 , Webers

Gesetzsammlung Bd . 41 S . 349 , sowie in einer Ministerial -
bekanntmachung „ die Vollstreckung der militärgerichtlich
und standrechtlich erkannten Todesstrafen betreffend vom
17 . 3. 13 ( Bayr . Iustiz - Ministerialblatt 1913 S . 53) .

Ein gesetzliches standrechtliches Verfahren im Sinne
des Kriegszustandgesetzes und seiner Ausführungsbestim -
mungen lag demnach nur dann vor . wenn das standrecht -
liche Gericht nach Maßgabe des Gesetzes und seiner Aus -

fllhrungsbestimmungen zusammengesetzt war und das ge -
setzmäßige vorgeschriebene Verfahren beob -
achtete . Als Besetzung waren drei Berufsr ' chter , zwei
Militärpersonen und zwei Laienrichter ohne Stimmrecht
( die letzteren al ? eine Art Kontrollpersonen ) vorgeschrie -
den . Bezüglich des Verfahrens waren Art . 7 des Kriegs -
zustandgesetzes , d - e dort , angebenen Vorschriften des bayer .
Fei ' erbachschen Strafoesetzbuches von 1813 ( Webers Ge -

fetzsammlung Bd . 1 S . 414 ) mit den in Art . 7 und den

Ausführungsbestimmungen dazu vorgeschriebenen Ab -

ünderungen maßgebend .

Da jedoch bei den sogenannten Standgerichten keine

einzige dieser Bedingungen eingehalten
worden ist , so waren die sogenannten Standgerichte . Die
in München in den Maitagen ohne Einsetzung durch eine

dazu befugte Stelle und ohne irgendwelche gesetzmäßige
oder verwaltungsmäßige Kontrolle tätig waren , nicht nur

ungesetzliche , sondern durchaus gesetzwidrige
Einrichtungen und alle Be teiligten haben
sich ebenso strafbar gemacht wie jene Rot -

g a r d i st en in M i e s b a ch, die Lacher auf Befehl ihrer
vorgesetzten Stelle des Revolutionstribunals erschossen
haben . Während aber in diesem Fall Gefängnisstrafen im

Gesamtbetrag von über 56 Iahren verhängt wurden , ist
gegen keinen der Beteiligten an den angeblichen Stand -

gerichten überhaupt nur eine Anklage erhoben worden .
Die sämtlichen Morde sind ungesühnt .

Kein Rcdaktionswechsel in der „ Germania " . Die von der
TU . verbreitete Meldung über einen Redaktionswechsel in der
„ Germania " wird von dieser dementiert . Es handelt sicb n�cht
um eine Veränderung in der Chcfrcdaktion , sondern in der
Geschäftsleitung des Blattes .

Die Irrlehre vom S' ctctf

Ungern erinnern wir uns an den Krieg und seine Leiden :
am widerwärtigsten ist uns wohl die Erinnerung an die Ver -

logenheit der Kriegspresse . Und doch ist es gut . sich diese Dinge
ins Gedächtnis zu rufen : sie sind von großem , und nicht bloß
akademischem , sondern eminent praktischem Interesse . In der

ganzen Art und Weise , wie man uns da immer die Notwendig -
keit der Hingebe an den Staat , die Belanglosigkeit des Einzel -
intersfses , die Unterordnung unter eine große Organisation pre -
digte , liegt die ganze moderne Staatsausfassung offen vor

Augen . Wir wissen alle , daß die patriotischen Tiraden der

Kriegspresse Lügen waren : es ist uns allen wohlbekannt , daß der
Staat bloß eine Art Atravpe ist . die man über das Volks -

ganze stülpt , um dieses im Interesse einer geringfügigen Minori -

tät ruhig und sicher ausplündern zu können . Aber wenn auch
das revolutionäre Proletariat von heute nach Beseitigung
dieser Klassenherrschaft strebt , so mangelt es doch in weiten

Kreisen noch am rechten Verständnis für den ganzen Wider -

finn des Obrigkeitsstaates . Die Auffassung , daß die Regelung
aller öffentlichen Angelegenheiten Sache der Obrigkeit sei , ist
uns durch Erziehung und Gewohnheit so zu eigen geworden ,

daß wir uns wundern , wenn die Besetzung von Ministersesseln
und Landratsburcaus mit sozialistischen Parteigenossen noch

lange nicht das Paradies des Arbeiters hervorbringt . Erstreckt

sich doch diese Erwartung , daß alles von oben kommen müsse .
bis tief in die Gewerkschaftsbewegung hmein , — denn wie

sollte das so hart angegriffene „ Bonzentum " entstehen können .

wenn man seiner Betätioung nicht freiwillig Raum geoeben

hätte ! Und vollends das Experiment in Rußland : eine ärgere
Bureaukratie hat wohl noch in keinem Staotsorganismus

existiert , wie jetzt in der „ Proletarischen Republik " .
Und doch ist diese Lehre von der Allmacht und Allemherr -

schaft des obrigkeitlichen Staates ein verhältnismiiß ' g sehr jun¬

ges Gebilde : erst seit knapp ( 300 Iahren herrscht sie über die

europäische Menschheit . Das sogenannte M' Uclalter kannte einen

derartigen Sckat nicht . Darum war es auch ein Grundsatz der

modernen Staatserziehung , das Mittelalter als eine Zeit der

Finsternis , der RechllosigKe ' t und wüsten Gewalt h' N' ustellen ,
der gegenüber dann dieser Slaät selbst als Hüter der Au ' k ' ärung

und gesetzlichen Ordnung erscheinen mußte Die „ Aiflllärmg "

bestand freilich in der Terbreitung von Ll ' �en, d' e . . Ort n. mg "

wurde mit dem Sch : esprüzcl gehandhabt . Wenn wir da ? alc ?

erkannt haben , so können wir uns von vornherein sagen daß

das verlästerte , zum modernen Staat in Gegensatz gestell . e

Der Extraproftk des Herrn Stinnes

In jener denkwürdigen Sitzung des Hauptausschusses
des Reichstages , die wir in unserer Abendausgabe vom

Mittwoch in einem Artikel besprochen haben , wurde auch
die seltsame Tatsache zur Sprache gebracht , daß
S t i n n e s für die Kohlenlieferungen an Frankreich eine

Extraverglltung von 9 Frcs . pro Tonne be -
komme . Auf die darauf bezügliche Anfrage des Abgeord -
neten Hue gab das Ministerium eine Antwort , die diese
Bebauptung bestätigte . Auch die „ Rheinisch - West -
sälische Zeitung " , die über derartige Dinge sicherlich gut
unterrichtet ist , brachte die gleiche Mitteilung bereits am
14 . März . Sie schrieb damals :

„ldeutsche Wiedergutmachungskohle : Bezüglich dieser Kohlen -
sorte sind ( in Frankreich ) private Gesellschaften gegründet
worden zur Erleichterung der Ausnahme und der Verteilung .
Zwischen den OHS . . dem Pariser Kohleusyndikat " für Hausbrand ,
und Hugo Stinnes , ist ein Abkommen getroffen worden .
welches dazu beitragen soll , die Oualitätsjrage sicherzu ellen . v ' e
Duisburger werke , die im Besitz von Sllnnes siad , soll n speziell
für die Pariser Kundschaft arbeiten . Das Abkommen geht dahin .
daß während einer Versuchsperiode drei Fünftel der Mengen für
Paris und zwei Fünftel für die Provinz lausen . Stinnes erhält
eine Bückvergütung von S Frank die Tonne prima Kohlen , und
diese Rückvergütung wird Hugo Stinnes durch die angegliederten
Firmen der OHS . zuge ' ellt .

Es Kann also nicht zweifelhaft sein , daß Herr Stinnes

dieses sehr einträgl ' che SmderabKommen mit unseren
„ Feinden " abpesäilossen hat . Herr Stinnes hat jüngst
durch die von seinem Celde lebende P. esse einen Feldzug
durchführen lassen für die Idee , die Kohlenvre . se in er -
heblichem Maße zu erhöhen und diese Erhöhung zu be -

gründen mit der Notwendigkeit , daß größere Beträge
von den Werken zurückgelegt werden müßten zum
Zwecke der Verbesserung und des Ausbaues
der technischen ' Anlagen . Herr Siinnes denkt aber gar
nicht daran , diesen bedeutenden Extraprofit für diesen
ihm so w' chtm erscheinenden Zweck ' U verwenden , s�n�ern
gerade er Iärt seine Werke verfallen und setzt den
Raubbau fort , der in der Kriegs ' e ' t begonnen worden

ist . Den Extragewinn , den er durch ein Sonderabkommen
mit den Franzofen erzielt , versenkt er in seine tiefen
Taschen .

Auch der „ Vorwärts " geht jetzt auf d ' e Angelegen -
heit ein . Er erinnert daran , daß die deutschen Berg -
a r b e i t e r nach dem Abkommen von Spaa für jede ge -
lieferte Tonne Kohle eine Rückneraütung von 6 Frcs .
zum Zwecke des Ankaufes von Lebensmitteln er -

h' elten . D' efer Versuch , d ' e Ernährung der Bergarbeiter
sicherzustellen , ist von der bürgerlichen P. esse . die Herrn
Stinnes und den übrigen Zechenherren nahesteht , sofort
bekämpft worden . Die Rückvergütung an die Berg -
orbeiter ist infolgedessen längst in Fortfall gekommen .
Herr Stinnes aber erhält für jede von ihm gelieferte
Tonne Reparotionskohle eine Extraverglltung von
8 Frcs . Der „ Vorwärts " fchl ' eßt feine Betrachtung mit

folgenden Worten : „ Offenbar erfreut sich Stinnes eines

ausgezeichneten Einverständnisses mit den

Franzosen und der R e p a ra t i o n s k o m -
m i s s i o n . "

Das kommt uns auch so vor .

Deutschnakionale Heuchelei
In einer Meldung aus München läßt sich die „ Deutsche Toges -

zeitung " berichten , daß die „ Münchener Nsue ' en Nachrichten " an

die bürgerlichen Parteien des Landtages die Ausforderung richten .
die gescheiterten Verhandlungen über die Koo -
l i t I o n se r w « i te r u n g nach recht » wieder aufzu -

nehmen . Das Blatt schreibt : „ Gerade auf Bayern richtet

Frankreich sein besonderes Augenmerk mit der Absicht , das

Reich von Süden her zersprengen zu können . Statt

nun auch in Bayern all « Kräjte zusammenzusasien , die am Bau

des Reiches nicht rütteln lasten wollen und die in der Wahrung der

Eigenart der Stämme und Länder letzten Endes nur den Zweck
der Erhöhung der Freude am Reiche sehen verbraucht man Kräste
im kleinlichen Parteihader und übersieht dabei - daß alle die inner -

Mittelalter gar nicht so schlimm gewesen sein kann . In der Tat .
wenn wir Werke , wie die Gesa , �te des deutschen Volkes von

Ianhen lesen , wird uns die Kultur des ausgehenden Mittel -
alters , wie ein Wunder aufgehen . Wohl nie hat die städtische
Kultur solche Bliile wiedererreicht w° e im tS . Jahrhundert : selbst
die bösen Raubrit ' er waren nicht halb so gefährlich für den

Städier wie die junkerlichen Brodwucherer von heute .

Aber auch wem Buchaclehrsamkeit fremd Ist . wer aber

offenen Auges durch die Mit geht , dem werden a " en ' hn ! ben die

Zeuaen mittclalterl ' chen Kunsisleißes aufgefallen sein , die selbst
als Ruinen noch eine Ahnung von einer künstlerischen Kultur

erwecken , die zu jener Zeit Gcmcinaut des gcn - en Volkes war .
Denn diese herrlichen Bauten Gemälde , Bildwerke , entsprangen
nicht der Initiative eines einzelnen , wie die Eipsmarkgrafen

Wilhelms II . , sondern dem Einhc ' tswi " en gan ' er Gemeinden

Jeder ein ' elne wirkte mit nach Kräften , nicht nur m' t Geld - oder

Sachleistungen , sondern auch mit persönlicher Arbeit . So sind
die Kulturer - eugnisse des Mittelalters ein Spie�elb ' ld des

gan ' en , reichen , auf der Idee der freien Eenossen ' chaft auiae -

bauten Volkslebens . Stoatl ' cher Zwang war unbekannt , mehr

noch , es gab keinen Staat außerhalb der aenossenschaft -
lichcn Ordnung . Sie selbst war Träger der staa lichen , und der

ösfen ' lichen Funktionen .

Erst die Barocktzeit brachte den Staat im modernen Sinne :

ist doch der Bcariff und das Wort Staat fcibst von dem Hoihalt
des Barockfürstentums hergenommen . Aber ble ' bcn wir bei

der Kunst , von der wir ausgingen . Wohl ist es wehr , daß das

Barock die höchste Blüte europä ' scher Kunstfertigke ' t a - b- acht

ha ' ; aber es war nicht mehr eine Kunst des gan ' en V lkcs .

sondern e ' ne Kunst der neuen Herrscherklasse . Der Krrs der

Auftraaaeber verengerte sich , und mst ihm der Kreis der Kunst -

verständigen . Des tägliche Leben des m' dcrnen Menschen ' cigt
keine S - ur mehr von der Kunstlreudigkeit des Msttelalters die

w' r heute noch bewundern , und nur mühstim gestngt es , all¬

mählich w' edcr Kunstverständnis und Kunstsreude in den prole -

tnr ' ch ' n Masstn ni we ' cn . Sowie ober die Kunst ein Prioilca
der am Staate interessierten Fok ' oren wurde , so war es mit

der Ausübung oller öllen ' lichen Funb ' mncn : wen ' gcn waren sie

vorbehalten , die Masse war aus ? e ' chlos ' en . und die cssi ' ' cl ! e
Staatsrcgteruna sorgte da ' iir . brr ' irrn d ' �' en ?' . ' r ' rnb als

naturgemüß - rnd gst ' g�' ' on h ' nn . - ' - m bis auf unsere T' - e .

r " e es c' - j - I ■■ 0 " ' e in ' ' ,T ' rNcher
' ' l - - -

k ll ' ur unterg ' ng . n. b : r
"

. de ? " ". ö. '
'

:: ?• .■ es

wich daß ist ji ' .r uns heute
' beut , ech schw �

zu c s ' -. den .

Kropo . kin meint , der Grund li . ge darin , daß jene Kultur

pelitischen Hader meist um des Kaisers Bart gehen . Es gibt
keinen anderen Weg als den , die Hader lyrd Eszänke zu begraben
und so zu einer politischen Einigteit zu kommen . "

Diese Ausführungen stnd wirtlich der Gipfelpunkt der Heuchelei .

Dieselben bayerischen Reaktionär « , die offen und cer eckt gegen
das Reich arbeiten , die im Falle der Iu ' izschmach und der Ver¬

folgung von Mördern den Grundsatz „Reichsrecht bricht Landes -

recht " in Wahrung der bayerischen „ Eigenart " beiseite geschoben
haben , wollen jetzt wieder in die Regierung ausgenommen werden .

Sie rechnen sich zu den Kräften , die „ am Bau des Reiches nicht
rütteln lassen " , während doch niemand mehr als die Deutsch -
nationalen in Bayern auf die Losirennung vom Reich hin -
arbeitet . Wie niedrig muß das Münchener Blatt die politisch «
Oefsentlichteit Deutschlands einschätzen , daß es wagt , solchen heuch »
lerischen Schwindel aufzutischenl

Die krifls des Zeitungsgewerbes
Nach der amtlichen Zeitungsliste haben im letzten Monat

157 Zeitungen und Zeitschriften ihr Erscheinen eing stellt .
Tie katastrophale Entwicklung der Preise für Papier und

anderes Material für die Zeitungen hat eine schwere Krisis
des ganzen Zeitungsgewerbcs evzeugt . Tie Jnsertiins - und

Aüonnemcntspreise lassen sich nicht beliebig erhöhen , da die

Zcitun ' ' en doch keine Lebensbedürfnisse im engsten Sinne deS
Wortes sind .

Tie Reichsregierung , die heute wegen dieser katastrovhaleu
Zustände interpelliert wurde , zeigt sich nüJjt fähig , in die

unverantwortlichen Ausbentungspraktilen der beteiligten In¬
dustrien einzugreisen . Sie versichert zwar , daß über die Mög -
lichkeiten eines Eingreifens zugunsten der in ihrer Existenz be »

drohten Presse „ Erwägungen schweben " , davon ward aber kein
Papier billiger .

«

In der gestrigen Sitzung des Wirtschaftspolitischen Aus -
schusses des Re ' chswirtschak ' srats wurde die am 15. März be¬
gonnene Besvrechunq der Eingabe des Vereins beut »
scher Zeitunasverleger betreffend die bedroht » La ? e
Vr deutschen Pr - sse fortmleß ' . In der Erörterung betonten die
Pert - e ' er des Re ' chsw ' rtlckaftsm ' nisteriums , daß insbesondere
ein Urteil über d' e ein ' e ' ncn Forderungen : 1 Sperre der Aus -
fuhr für Zellstrsf und Panier 2. Beschlagnahme der Aussuhr »
oewinne bei Zulassuno der Aussuhr . 3. Ueberwochung der
Preisbitdung und 4. Einführung einer Zwangswirtschaft vom
Rohstoff bis - um Tertmfabr ' kat . ongefanoen beim Holz , er -
wün ' cht ist . Das Reichswirtschaftsministerium steht seinerse ' ts
auf dem Stanimunkt , daß eine solche Zwang - wirt -
schaft nur in Frage kommt , wenn das Parla -
ment sich mit großer Mehrheit dafür entlchei -
d e t Dann aber müßte sie auch konsequent durchae -
führt werden , vom . �olz b' s eum Psvier alles um' affen
und unter anderem auch den PaMerbezug der Zei¬
tungen kontingentiere n. Nachdem sich die Sachver -
ständ�en der Fachpresse und der Panier - und Zellstoffobrika ' ion
rnoehend geäußert hatten , beschloß der Ausschuß , einen
Arbeitsausschuß ? ur Ausarbeitung eines Gutachtens
einzusetzen , der seine Arbeiten sofort aufnehmen wird .

Die Groß - Hamburger Frage
Die BerbanS ungen zwistzen Preußen und Hamburg über die

Erweiieruna des Groß - f > am burger Geb ' ets sind noh immer nicht
? um Abschlnb gekommen . Im preußischen Landtag ist jetzt ein Au » -
fchu ' einqefetz ' ward n. der st b inil der Anqeleqenb » , « bes. , sie » soll .
Prrußen - eigt sich Hamburg gegenüber im allgem Inen recht nnnach. "
g ebiq und wir kab - n schon w «derbolt betont , daß dte rein parii -
kutgristischen Interessen dabei all ; u stark in de » Bo ' derqrund
gestellt werden , linier Standpuak ' ist bekannt Wir verlangen ,
daß bei der Erweiterung des Är ß - hamburqer Gebiets weder die

vreußilchen noch die Hamdu ' ger 6o iderinwr . ssen berllck ' Ichtiqt
werden dünn . Ausschlag ebend muß allen das I niere sie
des Reiches lein und der wirtschaftlichen u d oerwa tunistech -
nitchen ' Porteile , die sich aus einer Bereimgunq preußsscher Gebiete
mit Gro ' - hamburg erg b. m.

In . ' w lrten diängt auch die preußische Stadt Altona nach
einem Anschtuß an G oß - hamburg In einer Sitzung der städti -
' chen Körper ckast wurde eine Eatichtirßunq an die preu i ' che
Siaalsreglrruna und den Landtag angenommen , in der gesordert
wird , dem Inlll ' luß keine h e m m n i t s e i n den Weg zu

e g c n. Altona habe - seit Iaßrrn ausgehört , «ine seldstäadige Groß »
stndt ,n sein Es b' . lde w ritchafilich und stöd . ebaulich nur einen

Stadtteil der Großstadt Homburg .

städtisch blieb und es ihr nicht gelang , auch die ländliche Be -

völkerung zu erfassen , so daß die großen Territorialstaaten

schließlich ohne sonderliche Mühe auch die Stgdtrepublikcn ver -

schluckten Mag sein : vielleicht auch ist es bereits ein Zeichen

gewelen von der allmähl ' chen Abnahme der Lebenskraft unserer

abend ' ändlschen Kultur llberhauvt . so daß das Barock trotz neuer

künstlerischer und technischer Glan - leistungen bereits als herbst -

liche Erscheinung zu bewerten wäre . Als was heben wir aber

dann den heute deutlich sichtbar werdenden Widerstand gegen das

neu - eitliche Staalsideal zu bewerten ? Ist es ein Zeichen des

völligen Zusammenbruches , des „ Untergangs des Abendlandes " ,

oder ist es bereits die Morgenröte einer neuen Kultur , die sich

unter Schmerzen ans Licht ring ? Vielleicht haben wir den

modernen Stcat als Krankheitserscheinung Ins Volksleben auf -

. - ufassen : wie wenn die Ermüdungsorodukte eines überanstreng -
ten Kör - ers alle Lcbensfäfte vergiften und den ganzen Organis -
mus lähmen , wie der Körper aber doch verborgene Kräfte ent -

hält , d' e ibm ermöolichen , das Gift aus - uscheiden . so daß es in

häßlichen Eiterbeulen auf der Oberfläche sichtbar heraustritt ,

wie eben damit aber der Krcnkheitsftcsf zur Ausscheidung ge -

langt ? , so dcß die Hcssnung bleibt , daß in absehbarer ZuKunst
nur noch Narben - eichen als Erinnerung an d' e böse Krankheit

sichtbar sein werden , der Körper selbst aber ein neues , blühen -
des Leben begmnt ?

V' ellc ' cht bcf ' ndsn wir uns in solchem Uebergcinosstodium .
Dann heißt es aber alles daransetzen , um den Giitstosf des

obripkeiil ' chen Herrcnsiaates entschlossen aus usiotzen und al e

Kestn ' e " en - u vernichten , damit ein neuer , gesunder Volkskörper

entstehe .

H' I ' e für oeist - ge Arbeiter . Wir werden un , Aufvabme tes

so ' g" dm Ansnis er juckt , der sickvallerdin « weni - er on die Le' er
eine ? " ' rbesterblattes , a ' s an "re Rech ' » w >Oei : Im hinbl ck auf
' en Notstand der qetstlgen � b- ' er bot sich dT Kompoirst und

Kunst rnrnlc - Herr Mo in I : sse rnllchloNen . e n betrat ' ckrs

Leegt das er in srluem Tcitaiue ' - t den de » Ib +en Schri ' tktrllr ' n

zugella - b» Katte . fcko » srtzt >»
'

Per üguna z» steilen und damu d n
er - II Grundstein ' u e i n e m h i l f S j o II d S für geistige
' Aru « te r - u i rc i.

ey! t " j . ,T n' ck ick « Te ra ' m? an Ttn Los ' rr m k' -
rtb ' . r i

'
e cg « ' " r das Woh d s

( ig " ■ i -. ?
" " t Irni . ie

' " ' de ? Di si ? - en - kib r
N u ' « r t,

'
' I . ' . r' . Z' u Kf' 1 "f - ' n >>n iea e. »

( 10 u ! .i i iu . « ' ! >) g o i u . . ll ' uer

u. i i „Tr. nic . i de. ' Je . er oo dem !s >!e. uz iu dei . i >b!� n he »! «

ausiiedeui . qcucn LebensKampj q- schiitz . werden und daß den Er -



Der Dolchstoß m hzn Racken

Wie wir in der gestrigen Mo: gcnau ? nabe mitteilten ,

wird in den nächsten Wcchen ein Buch über . «. letzten
Tac�e von Spaa u: - o die Flucht Wilhelm Hoeentzollerns
nach Holland erscheinen . Es wird nedcn der Darstellung
höherer Offiziere auch Tcwebuchaufzeichnrnwen de ? letz¬
ten Kaisers enthalten . Aus den in der Presse bereits

wiedergesehenen Auszügen geht hervor , datz Wilhelm
Hohenzollern für seine Flucht in der Hauptsache den Ce -

neral G r o e n e r und den Prinzen Max von Baden

verantwortlich macht . Bon dem Prinzen soll der Kaiser
in seinem Tagebuch behaupten , er Hab ihm „ den Dolch in

den Nacken gestoßen " .
Diese Aufzeichnung machte stufc -g. Denn der Dolch¬

stoß ist dem deutschen Sprachsatz bekanntlich erst einiae

Monate nach der Flucht des letzten Kaisers einverleckt

worden . s>etzt meldet sich nun der Herausgeber des be -

treffenden Buches , Major Kurt Anker , und beha p-
tet . die Stelle von dem Dolchstoß sei falsch wiederge -
geben . Es heiße in dem Tagebuch vVmehr : „ Damit
bleibt mir , nachdem der Kanzler Prinz Max von Baden

mich gemeinsammitden Sozialdemokraten
im Stiche läßt , nichts anderes übrig , als nach Holland zu

gehen . "
Die Enttäuschung Wilhelms des Letzten darüber , daß

er auch von den Sozialdemokralen im Stich gelassen
wurde , ist zweifellos sehr schmerzlich für ihn gewesen . Er

hatte schon vor dem Kriege die großspurige Be ' o vtnng

aufgestellt : „ Meine Sozialdemokraten sind

j a g a r n i ch t s o sch l i m m ! " D e Erfahrung im Kriege
hatte ihn dann gelehrt , daß er die Sozialdemokrat ' e im

allgemeinen , zum mindesten aber einen großen Teil von

ihr . ganz richtig eingeschätzt hatte . Daß er dann

plötzlich auch diesen letzten Rettungsanker verlor , ist frei -

lich nicht die e' igentliche Schuld der Rechtssozial sten .
Maßgebende Führer dieser Partei gaben sich noch am

10 . November Mühe , wenigstens einem Hohen -
oollernprinzen den Thron zu erhalten .

Des früheren Kaisers Anklagen lind also in ihrer ver -

igemeinernden Form durchaus unberechtigt . Wenn er

m November 1918 sowohl vom Heere als auch von der

Heimat verlassen wurde , so war das lediglich dem Um -

stand zuzuschreiben , daß sich die Masse der Soldaten und

der Arbeiter e n d l i ch der Kriegsideologie und dem Ein -

fluß sozialpatriotischer Führer entzogen hatten und nicht
mehr willens waren , als Schlachtvieh verbrecherischer Po -
litiker und Militärs zu dienen ! . .

Das Reichsgericht widerspricht sich
In der Reoisionsverhandlung über den Prozeß der Marburger

Mord ' ludenten vor dem Reichsgericht wurde , wie wir seinerzeit

berichtet haben , der Freispruch der Kasseler Strafkammer b e -

stätigt . Letzt liegt die ausührliche Begründung für die Em -

scheidung vor , in der das Reichsgericht der in dem Urteil der

Kasseler Strafkammer enthaltenen Aussasiung über die Anwendung
des Amnehiegesetzes beitritt , wonach die in Betracht kommende
Tat der drei Marburger Studenten aus der einen Seite im Zu-
sommenhang mit der Abwehr eines hochverräterischen
Unternehmens steh «, andererseits nicht auf unpolitischen Be -

weggründen beruhe . Die Thüringer Unruhen im Aiürz 1320 nach
dem endgültigen Zusammenbruch des flapp - UMsches stellten ein

hochverräterische » Unternehmen dar . da sie die Einführung der

Räteherrschast zum Ziele hatten . Der Marsch gegen Gotha des

zusammen mit der Reichswehr eingesetzten Marburger Studenten -

korps , wie auch der Gefangenentransport des Angellagten Göbel .

bildete eis Teil dieser Abwehr . Was die Beweggründe
der Angeklagten angeht , s? war Roheit oder dergleichen keines -

fall » ihr ausschließliches L/. ctio , dem Willen , ihre Pflicht zu er -

füllen und jedem Widerstände zu begegnen . Unter diesen Um -

ständen , so schließt die Entscheidung des . Reichsgerichts , hat nach

dem Willen des Gesetzgebers Strafsreiheit einzutreten .

Nachdem das Reichsgericht im Jagowprozeß eindeutig

anerkannt hat . daß der Kapp - Putsch « in hochver -

räterisches Unternehmen war . widerspricht es mit der

schöpft m und Ermüdeten eln Rüiiholt geboten werde In der

Hon ) d s Schriststellers . drr gestaltet nno urteilt . Bildung schafft
und verbreitet , liegt die Kraft , unentrcitzbare not onale Gllier

zu erzeugen
Dorum bitten wir all -- Bermö »enden , den jdilfsfonds , den ein

bochherziner Stisir be ründet ha«, durch Beitrüge ; n verstärken

und so inen Schulau für die in Not geratenen Männer

und Frauen derFederzu errichlen .
Dr . W i r t h . Reichskanzler .

Löbe . Edler von Braun ,

Präsident des Reichstags . Präsiden ! des Re ' ch ' w rtschastsrats .

Beiträge nimmt die Deutzche Bank , Dep . - K L. Polsdnmer
Straße 127 . für das Konio „Hilfe sür geistige Arbeiter . Stiftung
für Männer und Frauen der Feder " rntqegen .

Die Bolbsopere te WUhalla - Tdenter bringt setzt die einst
lefr populär oeweiene Operelle „ Don Eefar " oo > Dell nger , ein

S' llckchen mit einem „ edlen " lpm s. licn jungen Kö ig , der groß -
mülig aus em Liebchen oerüchH , mit einem kuppe nd n bleichen
Minister namens Don Fernande , de MiroMlas und mit einem
Elown von Archivar namens Don Ranu o Ono rio de C ' libra os .
kurz mit einer Bande von Rarrrn , die lauier abgestandenes Zeu ,

stn ' en und reden und uns »eigen , wie auch leichte Kunst au ?

zweiter oder drtlter kl ' nd nicht lo Slan » hü t. wie leichte , gute Kunst
- iwa solche von Offenvach oder Johann Strauß . Es ist kein

Bei dienst , wiche albern » Handlungen und solche Alle ' wellsmusik

auizuwischen . Rur das lehr bkk > n l gewordene Sländchen : „ Komm

qerab o Madonna Tßereia " und die aei ' volle Kicine Emleilung

zum zweilen Akt lasten erkennen , warum dies Operrlle o n u ilern

Kroßmiillern gern gehört wurde . — Bon den Kiäflen mögen nur

Harro Co' Iin . ' ein ' we cher . feiner und musikalischer Tenor , der

diele Entw ckliin ' smö. zlichkeiten hat . und der Gast fesAdendsF ch

Saulerbach , ebenfalls ein tüchtiaer elwas robuster Sü�' ger und

draufgängerischer Schauspieler , genannt sein . Arno Nadel .

Tages - Tlotizen
B- rrerunstronzert . Da « am X. Mar , ang - le »te Voirsrunstkonzert

. m Blllthnersaal „ fällt au«. .
Irma Blak gibt Sonntag , vormittaq « >/,l2ilhr � der Berllner Session ,

»urchrst . ndamm 212, ein Mattnöe mit lbren 2»llleri ' M- N. . N ö r P errdng

» nd Tanz - Sinlge Worte ,um Beal� und SrlSut «rm»s - a ocr uevungen

»erden ln die Methode der Loheland - achule einsUh «' .

B - . l . sun, . N! 0«rar Ludwig B r - n d t und M- �gare�B . a n dt -

de", r . °A»?Ju��u. e°dg. n S�
d «

l & T . �M�a�' or. -Zr- ��' wMÄr ' wüd in einer Vorrede

Iber die' . »oetde - VIIHne in Verlin - sprechen .

3ut

äutfühnm « gelangt da « Lustspiel »Der Werwolf .

wieheraezebenen Begründung her Ent ' cheidnng in der Marburger

Sache "sich sellT . denn die Abwehr eines vom Reichsgericht als

Hochverrat bezeichneten Putlches , die die Llrbcilerschast unternam -

invil hat , kann doch nicht xleichsalls 5zochv «rrat sein ! Tie Avbedter -

schätz hat sich auch in Thüringen lediglich in der Abwehr des

hochverräterischen Lapp - Pursches befunden : die Arbeiter find er -

schössen worden von Studenten , die aus der Seite des

Hochverrates standen . Tiefe Arbeitermörder aber werden

freigesprochen , weil sie — aus der Seite rvn Hochrevrätern
— einen anderen angeblichen Hcchrerrai „ abgewehrt " hätten . T as

i ' t die weise Rechtsprechung des Reichsgerichts , die zwei Gegen -

bewegungen gleichzeitig als tzochrerrat ansieht !

Orgesch w Deutsch - Oesterreich
Linz tDonau ) , 24. März .

Gestern beschlagnahmte die h' esige Krim ' nalpoli ' ci w' e das

. . L' n- cr Tcgehlati " meldet , auf eine dem Lin er Arbci errat er -

sictlete An e' ge , im Waren Hause Kraus u Schoner
vier Kisten mit Explosiv st ossen . Stinkbom -

den und Totschlägern , d' e angeblich vom L' n ' er Selbst -

lchutzvereln verteilt werden so ' " en . Ter über d�e Herkunst

dieser Kisten befragte Gcfchäf sführer der Firma erklärte , nich s

Genaueres zu wissen , meinte ober , daß sie vcn der Orgcsa ? ge -

schickt worden sein dürsten . Bisher wurden im Zusammenhing
mit der Angelegenheit Oberleutnant » Ottmar Lorenz
und der nach Römerstadt in Mähren zuständiae Rittmeister
a. D. E m i l R Yb i ck a v e r h a s t e t. D: e Exekutive des Lin -

- er Arbeilcrra�es hat für MrnR » e ' ne Sci ' ver ' ammlung einbe -

rufen m - u der An » se » nhe t Sie ' i ' Ng ' u nedm n
Wie weiter xcmcOet wird , cnll leiten zwei der befchlagna ' m-

ten Ki en anscheinend B' Stoff ( R e i z g a s ) in ILVÜ verschmcli r-

nen Clas ' läschchen . Eine weitere Ki ' e enthielt einige Leucht -
rateten , Pechfacteln und eine grcße Anzahl von rerschmolzenen
Glisfläfchchen mit angeblich slüssigem Gas Tie rierte Ki ' e ent -

hielt Totschläger . In der Angelegen ! eil wurde ein Kauf -
mann in Ursahr rerhastet , der 300 Stück der erwähnten Tot -

schläzer be ' eilt hatte . Bei einer bei dem verhafteten Rybicka
vorgenommenen Haussuchung wurde ein Plan der neuen Arbei ' ter -
brotwerke in Linz und Umgebung gefunden . Weiter wurden , die

nötigen Erhebungen in Wien sowie die Verhaftung des Lie ' eranten
der rorgejundenen Cegenfiände , eines Oberleutnants namens
Binger , reranlaßt . Alle zur ref losen Ausllärung des Falles
erforderlichen Maßnahmen sind eingeleitet .

Tie Linzer Blätter veröffentlichen eine Zuschrift des
S e l ' b st s ch u tz v e r b a n d e s , die die Anschuldigungen gegen den
Selb ' schutzrerband zurückweist . Tie bereitgefiellten Abwehr -
mittel gegen Plünderungen , wie sich sclche in Linz und in Wien

ereignet hätten , seien weder gesundheitsschädlich noch lebensge ähr¬
lich . aber geeignet , im Falle der Rot den Plündernden das Hand -
werk zu legen . Das „ Lrnzer Tagblatt " schreibt dagegen , aus den
Papieren gehe hervor , daß es sich um einen planmäßig vorberei »
telen Angriff handele ,

Umwandlung der Skaalsbergwerke
Im Hauptausschuh des Preußischen Landtage » hat am Frei -

tag die Berolung des Bergetats begonnen . Der Handels -
minister teilt « mit , daß nach dem Gutachten eine » zur Prüfung
der Wirtschaft in Hlu Etaatsbergwerben eingesetzken Kommissars
die Umstellung der Betriebe vorgeschlag en werbe . Di « Werke

sollen danach ein staatliches Sondernermögen bil -
den . dessen Rech ! « und Derb >ndlichbeilen von den übrigen Rech -
ten und Berbindlichkeiten des Staates getreu nr zu halten sind .
Es wird also baron gedacht , den proußischen Staatsbergwerken
eine ähnliche Stellung zuzuweisen , wie sie für ie Relchseisen -
bahnen durch das Neichseisenbahnsinanzgesetz in Aussicht ge -
nommen ist .

Ein entsprechender Gesetzentwurf defindet sich in Bor -

bereitung . Damit solle bezweckt werden , die völlige LoslSsun ,
der staatlichen Bergwerk « vom Etat und ihr « Umstellung aus
eine andere Wirts « haff » sorm durchzuführen , wie solche bei Pri -
vatunternehimmgen sich bewährt haben und wodurch der kau f-
männische Geist in dies « Staalsbeiriebe hineingebracht
werde . Di « Umgestaltung sei so gedacht , daß als oberstes Glied
mit gewissen Funktionen eine Generalversammlung
des Landtags oder ein von ibm einzusetzender ständiger
Ausschuß sich betätig «, der die Bilanzen prüf «, sowie dem
Aufsichtsrat und der Generoldirektlon Entlastung erteile . Der
Aufstchtsrat sei unter Borsitz de » jeweiligen Handels -
minister » zu bilden au » einigen Vertretern der Angestellten
und Arbeiter , aus Abgeordneten und Sachverständigen , die
der Handelsminister zu berufen habe . Die Funktionen diese »
Aufstchtsratev aber solle » deuea der Aktiengesellschaft entspre -
chen . Unter dem Aufsichtsrat soll eine Zeniralbetrlebslelwng
stehen die alle , die einer Generaldirektion einer Aktien -
gesellschaft zufallenden Geschäft « wahrnehmen soll . Diese Ge -
neraldirektion soe in eine technische , eine kaufmännisch « und
eine soziale Abteilung gegliedert werden , und den größ -
ten Teil der setzigen Bergbauabteilung im Handelsministerium
ersetzen . DI « darunter stehenden Bergwerke soen nach wirt -
schaftlichen Gesichtspunkten in sieben Direktionen gegliedert wer -
den , denen wie bisher dl « Einzelwerke untergeordnet sein sol -
len . Allgemein soll « bei der Reform auf größtmögliche
Selbständigkeit der Werke Wert gelegt iverden . um
an allen Stellen die Arbeitsfreudlgkeit zu heben und die Staats -
betrieb « wirtschaftlicher zu gestalten . Di « Beamten der Staats -
werke sollten in ihren bisherigen Stechten grundsätzlich sicher -
gestellt werden . Das n « u « Unternehmen soll « nur mit Pri -
vatange st eilten arbeiten , wie jedes Privatunternehmen
und dementsprechend höhere Gehälter an die Angestellten zah -
len , als bisher den Beamtenkrästen gewährt worden seien .

Wir erwarten , daß bei der sicherlich nützlichen Umstellung
der Staatsbergwerke , die im wesentlichen der Beseitigung
bureaukratischer BetriebSmethvden dienen
muß , die Vorschläge der Sozialisierungskommission
Berücksichtigung finden . Es liegen Vorschläge der Sozialisie -
rungskommission für die Sozialisierung des Bergbaus im all -
gemeinen vor , und die in diesen Vorschlägen gegebenen Nicht »
linien ergänzen sich für den konkreten Zweck der Umwandlung
der preußischen Staatsbergwerke durch daS Gutachten der So -
zialisierungskommission zur Frage der wirtschaftlicheren Ge -
staltung der Reichseiscnbadnen . Auch dieses Gutachten geht aus
von der Abtrennung des EtatS und der Wirtschaft der StaatS -
betriebe vom gesamten Haushalt . Wir erwarten ferner , daß
bei einer solchen Umstellung der Staatebergwerke d i e Be -
teiligung des privaten Kapitals auSgeschlos -
scn bleibt .

Eine Denkschrift Lloyd Georges
London , 24 . März .

Heute ist als offizielles Tokument eine Teukschrist
Llovd Georges veröffentlicht worden , die dieser am
2 3. März 1919 der Friedenskonferenz vorge -
legt hatte . Die Tenlsckrist ist überschrieben : „ Einige Er »

ivirungen für die Friedenskonferenz von der endgültigen Re »
daktinn der Friedensbedingungen . " Es heißt darin u. a. , der

Friedensv - rtrag dürfe nicht wie der von Frankfurt eineu
neuen Krieg in s i ch tragen , sondern er müsse eineu
dauernden Frieden sichern , und die verschiedenen Rassen muß »
ten sa weit wie N' ö' lich ihrem Mutterlande zugeführt Verden .
D- e Zahlung d ' r R prrationeit müsse womöglich mit dem B' r »

s�w' nden d�r l ? riegs ? encration beendet sein . Die deutsche Re -
gleruug müsse beim Unterzeichnen d : s Friedensvertrages daS
B' t ' . chtzsein haben , daß si » die übernommenen B' rpklichtungeu
cr ' üllen könne . Sobald Teutschland die Friedensdedingunaen
angen ' wmcn �obc . mühten ihm d i e W e l t m ä r k t e a u f
der Grundlage der Gleichberechtigung oeöff »
n » t werben , und iein wirtschrtziches Wiederaufl » ben müßte mit
gllm möglichen Mitteln erleichtert werden . Tas Tokument
en' i - ' l ' wester Bemerkunnen «über die bolschewistische Gesodr und
einen Hinwc ' K an ? die Notweudmkeit einer amcrikanisch - eng »
litten Garantie fnr Frankreich , „ bis der Völkerbund bewiesen ,
da' ' er iknOinde ist , den Frieden und die Freiheit der Welt auf -
recht zu erhalten " .

Ausdehnung der Auswerrunq
EP . London , 2S. März .

D ? Ausfpert ' ng dar 77! ? ta ' lor be I k er . die schzs
14 T s » , da ' erl , trek ) . eine neila . e Ausdehnung anzunehmen .
47 Ocwerksch , afien sind von den Arbeitgebsrn ausgesordert
wordrn . unter Drohung der Aussperrung , die Forderungen der
Arbeuarber anzunehmen . Das an die Arbeitnehmer gerichtet «
Akli . nctun » läuft cm Moilrg ab . Di : Arbciier verha ' ten sich ab -

lehnend , so daß am ZDont g roraussick t ich eineinhalb
Millionen A r b ei t e r . vor allem Schiff . bauardeiler , Eießer
und Handlanger ausgesperrt werden .

Russischer Monarchisievkougrrß lu Berlin . „ Rußpreß " meldet :
Am Sonnabend , den 23. , findet in Berlin die Eröffnung de » Kon -
aresses der russischen Monarchisten statt . Das Ziel de »
Kongreffes ist es . die rerschiedenen Richtungen innerhalb der rufst -
schen monarchis ischen Bewegung zusammenzuschmelzen zwecks Bil -
dung einer « lnigen monarchistischen Partei .

Ttme VeraluuZen über Irland
London , 25 . März .

An ' e' icht - - drr ernsten Ereignisse In 3r and hat die
b' itillt e R gierunz die de! ' ' ««! P rmi rminitler oon Nord » und
Sädirland C r aiq und E o l I i n s cr ukit , n ch London zu
kommen und gemeinsam m t der eng . s h. n Regierung die Lage zu
piüjcii .

Fertigstellung der Mrd - Südbahu
Tie Stadtverordnetenversammlung hat in nichtöffentlicher

Sitzung der Fertigstellung d . s Nord - Südbahn - Baues aus Arund
der vom Magistrat unterbreiteten Verträge mit zwei Finanz »
pruppcn zugestimmt und den Magistrat ermächtigt , die Nord »
Südbahn - Aitiengcsellsckaft entsprechend dem Entwurf zu grün »
den . �dcn Vertrag zivischen der Ztadt und der Akneimcsell ' ckaft
gemäß der Vorlage zu schließen und die in den Tarlehnsoer -
trägen vorgesehenen Vcrvflich ' ungett für die Sradt einzugehen ,
sowie die Genehmigung dt - Stadt zu diesen Tarlebr vertrage »
zu erteilen . Ter Betriet soer� rag . in den die Hombaimoestlt »
lchaft eintreten soll , bedarf noch den Zustimmung des zur Vor »
beratung der Vorlage eingesedten Stad�vxrordnetcnauZschuk ' cJ :
vorhcr�darf er . wie ausdrücklich befchlokstn worden ist . nicht
abgeschlossen locrden . Zu dem Gründungovertrag d» r
Aktiengesellschaft ncbm die Sicidtv . rordnctenversammlung noch
einen Ausastantran der Teutschcn Volkspartci an . wonach nicht
die Hochbabilgesellschaft an der Gründung der Aktiengesellschaft
mit Kapital beteiligt wird , sondern ein Treuhänder , der die
Aktien übernimmt , um sie dem als Betrielksgesellschas : später
gewählten Unternehmen zu überlassen .

Ter zuständige Stadtverordnetenai ' si� ' uß wird feht in die
Verhandlungen mit der Hochhghngesellschaft wegen des Be »
trick » Vertrages eintreten . Es stellt sich immer mehr heraus ,
baß der den Stadtverordneten vorgelegte Entwurf des BetriehZ -
Vertrages nicht eine fertige Borstige , sondern lediglich ein An »
gebot der Hochbahngesellschost darstellt , des erst zur Grundlage
neuer Verhandlungen gemacht werden muß .

Her mit der Schulsk ' uer !
Eine grundsätzlich wich ige Entschließung hat eine vom

Bunde entschiedener Schulreformer einberufene , lin Werner -
Siemens - Rcalgymnasium tagende öfientl ' che Versammlung he «
schlössen . Sie ersucht die preußische Re g i e r u n g und die
Magistrate der Städte aufs entschiedenste , keinem Voriäilag
zu einer Erhöhung des Schu ' gelds sür die höhere Schulen Folg «
zu leisten . Die völlig schioankenden Geldwerwerhättnissc leisen
den reaktionären Gedenken , einen bestimtn ' eii Vruch ' eil der
Schulunkosten den Eltern ous - uerlegen , als vöiig utopisch
erscheinen . Wohl aber sührt die Erhöhung des Schulgeldes zur
Plutokratifierung und Verödung der höheren
Schulen , in denen die Kinder der At i n d e r b e in i t t e l t e n
als Freischüler ein geduldetes Dasein führen Tie Re »
gierung mache endlich Ernst mit dem Gedanken der Schulsteuer ,
dle alle nach ihrer Leistun - isfähiekeit trifft und d' . e El ' ern ent -
lastet . Dle blldungsfrrundlichen Frcktlrnen ln Staat und Stadt
müssen die Regierungen durch Fnitzatipant ' ' äge - ur S ' cherung
des Blldungswesens als einer fundamentalen Lebensnotwen -
digkett des Volkes zwingen . Nur die Schulsteuer bricht die
Blldungs - KIassenvorrechte des Best ' ' «? , die Erhöhung des
Schulgeldes verstärkt sie . Nur die Schulsteuer erlaubt einen
Schulaufbwu , ln dem jeder seine Bildung , gemäß seiner Ver »
anlagungsnchtung und - höhe , erfährt . Ersparnisse lassen sich
erzielen durch Vereinigung der höheren Schulen zu Gesamt -
bildungsanstalten mit Kernun�erricht und wahlfreien Kursen .
Die Maßnahm « welkerer Schulgelde eh ' lhung ist vrlkw - und bil -
bungsfelnd ' ich . Dle Versammlung warnt die verantmortlichep
Stellen aufs eindringlichste davor , auf diesem abschüssigen Weg '
weiterzugehen .

MiMoneus�windeleien mit Ein - und

2l ' ' Sfutfr�ch einen
Vor der 18. Strafkammer des Landgerichts I hat am Frei »

tag ein lnterellanter Prozeß begonnen , der bemerkenswerte Ein »
blicke in die Geschäftsfübrllng großer Firmen und Kommunen
gestattet , die sich über die Ein » und Ausfuhrbestimmungen hin »
wegzusetzen suchen .

Unter der Zlnklage der Urkundenfälschung , des versuchten
und vollendeten Betruges hatten sich der Kaufmann v. Gut »

«rr �Lkrkzeugschlosser Wilhelm Brause und der Zink »
druckcr Artur Bunke zu verantworten , die von den Rceb ' s .
anwalten Nubell . Licbenow und Meyer verteidigt wurden . Tl «
Auflage vertrat Staatsanwalt Tobringk . Tie drei Anacklan ' en
haben aus Grund gefälsaiter Ein - und Ausfuhrscheine dem Ma -
glstrat Potsdam waggonweise Kaffee , Orangen , Margarine usw
für lnsaesamt 30 Will . M. Ware besorgt . Ter Angeklagte v Gut»'
zeit will dl « notwendigen Papiere von dem Angeklaat «« Punk « .



oet Tteindrucker im ReichSarbeitZministerium ist , erhalten ha -
ben . Bunke wiederum versuchte die Schuld auf Brause abzu -
schieben und stellte die Beschaffung der Ein - und Ausfuhr -
scheine so dar , dah Brause die Unterschriften angefertigt habe ,
während er und Gutzeit nur die Namen der Firmen und die
Mengen der einzuführenden Güter ausgefüllt hätten . Bei dem
Versuch , eine ganz große Zuaerschiebung zu tätigen , wurden die
drei Angeklagten gefaßt , v. Gutzeit hatte einem Kaufmann Ley
in Frankfurt a. M. . mehrere tausend Tonnen Zucker im Werte
Von 147 Millionen angeboten . Ter Berliner Vertreter der ge -
nannten Firma , ein Kaufmann Mendt , setzte sich mit Gutzeit
in Verbindung und sicherte diesem eine Provision von W Psg .
pro Kilogramm zu. Gutzeit ließ sich als Abschlagszahlung eine
Cumme von ZOsivM M. zahlen , die er mit seinen Helfern teilte .
Dem Kaufmann Wendt kamen die Papiere jedoch verdächtig
vor , und er wandte sich an die Kriminalpolizei , die nach kurzer
l1eberwach » ng die drei Angeklagten wegen Urkundenfälschung und
Letrnaes verhaftete .

Bei der Vernehmung der Angeklagten stellte es sich heraus ,
daß Gutzeit , der aus Livland stammt , und der Werkzeugschlosser
Wilhelm Brause , ein gebürtiger Amerikaner , eine recht bewegte
Vergangenheit hinter sich haben . Besonders Brause hat nach
der Revolution anscheinend allen Parteien zu dunklen Zwecken
gedient . Man fand in seiner Wohnung Stempel der Einwoh -
» erwehr des Bezirlskommandos II , deS Roten Soldatenbundes
« sw . Er selbst gab an , daß er nach der Revolution sich Eichhorn
» ur Verfügung gestellt , dann in der Roten Polizei gedient , diese
Truppe aber nach einiger Zeit wieder verlassen habe . Er wurde
im Januar 1920 verhaftet , aus Versehen Irieder freigelasten
« nd will dann einer illegalen sozialdemokratischen Organisation
vngebört haben . Später sei er im Kapp - Putsck tätig gewesen
und habe schlicblich eine Stelle als Beamter bei der Erfassungs -

abteilung im Reichsschatzministerium erhalten . Auch hier ar -

deitete er jedoch nach zwei Seiten . .
Nach einigen unwesentlichen Zeugenvernehmungen wurde

die Beweisaufnahme auf Montag vormittag vertagt .

„ Der MiMansndieb " vor Gericht
Geneppte Steuerdrückeberger

Ein Millioncnbetrüger , der mit Hille raffinierter Fälschungen
fcl ganz kurzer Zeit mehrere Millionen Mark erbeutet hatte , mußte

sich nunmehr in der Person des 32 jährige » früheren Bankbeamten

Gerhard Krickel ror der 2. Strafkammer des Landgerichts III

unter Borsitz des Landgenchtsdircktors Dr Sie gert verantworten .

Mitangeklagt war ei » Dr . Adolf Sani o. — Der Angeklagte
Knebel war nach Berlin verzogen und hatte merkwürdigerweise in

der Geisbergstraße auch sofort eine Dreizimmerwohnung erhalten .
Er fand hier bei der Firma Wornien & Mumbrauer sofort eine

Bertrauensstellung , weiche er in der ärgsten Weise mißbrauchte .
Den Inhabern der Firma siel es ans , daß trog der guten Kon -

junktur in Leder eine gewisse Geldknappheit herrschte . Der von

ihnen beauftragte Detektiv stellte fest , daß Kriebel Ausgaben
machte , die zu seinem E nkommen in keinem Verhältnis standen ,
und die weiteren Ermittelungen des Detektivs führten dazu , daß
Krickel eingestand , der F . rma in kurzer Zeit 648000 Mark unter -

schlagen zu haben . Von dem Eelde hotte sich K. zwei Pferde und

Wagen und eine Villa in Schreiberhau gekauft , welche der Firma

Mumbrauer übereignet wurde , die aber trotzdem noch um 570 000 M

geschädigt ist Der Angeklagte war dann kurze Zeit bei

dem Bankhause Dregsuß ch- Co . tätig gewesen und benutzte

diese Gelegenheit , Gesrhällsbriefbogen und Formulare der� Firma

zu entwenden , um damit großanangelcqte Millioncnbetrügereien

zu verüben . Er machte sich nun an Geldlcute heran , die

aus steuerlichen Gründe » nicht allzuviel kontrollier -
bare Kapitalien auf der Bank haben wollten . Unter allen

möglichen falschen Vorspiegelungen gelang es dem Betrüger

dem Fabrikbesitzer Heimann 640000 M. , dem Fabrikbesitzer Bm. »

schosski 417 ! 00 M. . einer Frau Mittmann . geb . Roeder 118 000 Dl

einem Ingenieur Christian . , l.12 800 M, , einen Fabrikbesitzer Roll

29 000 M. u. a m. abzunehmen . <
Mehrere andere Geschädigte haben sich aus guten Gründen

nicht gemeldet , um mit der Steuerbehörde nicht in Konflikt zu
Kommen . In allen dielen Fällen spielten von Kriebel gefälschte
Urkunden eine Rolle , in welchen die Firma Dreyfuß & Co . an¬

geblich bestätigte , daß der Angeklagte ein Depot von ! >/ , Millionen

Mark bei ihr habe .
Dos Gericht billigte Kriebel infolge des . Gutachtens mildernde

Umstände zu und bewahrte ihn fo vor dem Zuchlhause . Das

Urteil gegen ihn lautete auf vier Jahre Gefängnis , fünf

Jahre E h r o e r l u st. Der Mitangeklagte Dr . Sanio wurde

zu zwei Monaten Gefängnis verurteilt , dos Gericht

stellte ihm jedoch eine Bewährungsfrist von drei Iahren und Straf -

ersag nach Zahlung einer Buße von 1000 Mark in Aussicht .

so 003 Mark Belohnung
Aus einer Villa in Dahlem wurden am hellichten Tage

gegen 2 Uhr mittags Schmucksachen für über zwei
Millionen Mark gestohlen . Die Hauptstücke befanden
sich in einem mitgestohlenen Schmuckkastcn aus Krokodilledert
eine dicke und eine dünne Perlenkette , eine seine goldene Kette

mit kleinen Perlen , eine breite goldene Kette , �ein Perlen¬
anhänger mit Platinkette , ein antiker Perlenanhänger , eben -

falls mit Platinkette , ein Anhänger aus roten Korallen mit

Goldeinfassnng und goldener Kette , ein großer , bunt emaillierter

Anhänger mit goldener Kette , ein goldener Anhänger mit einer

Transvaalmünze , das Bildnis des Präsidenten Stern dar -

stellend , eine Brosche mit Diamanten und Perlen , eine antike
Nadel mit rotbraunen Sternen , zwei Armbänder mit Dia -
manten und Perlen , ein breites Armband mit kleinen Perlen ,
«ine mit Brillanten besetzte Platin - Damenuhr , Schweizer Fa -
ibrikat , und zwei antike chinesische Anhänger , einer mit einer

schwarzen , der andere mit einer grünen Kordel . Außerdem
wurden noch ein Manikürkasten aus schwarzem Lcder , ein Näh -

kästen aus Krokodilleder , eine Tasche aus schwarzem Leder mit

Paß und Kreditbriefen des Rotterdamschen Bankvereins , und

«ndlich vom Nachttisch weg eine silberne Nachttischubr . Für die

Ermittlung des Täters und die Wiederbcschaffung des ge -
sioblenen Gutes ist eine Belohnung von 50CÖ0 Mar !

ausgesetzt . Mitteilungen zur Aufklärung nimmt Kriminal -

kommissar Herrmann vom Polizeiamt Zehlendorf entgegen .
Sie werden vertraulich behandelt . Tie Krimtnalpoltzei ver -

folgt bereits eine bestimmte Spur , die Erfolg verspricht .

Ein falscher Lehrer . Zwei Schwindler , die auf Spezial -
gebieten „ arbeiten " , treiben seit einiger Zeit in verschiedenen
Stadtvierteln ihr Unwesen . Ter eine , ein Mann von 80 — 35

Jahren , gibt sich für einen Lehrer aus und hat es aus Lehre -
rinnen abgesehen . Er sucht sie in ihrer Behausung auf , spiegelt
ihnen vor , daß er auf Empfehlung einer Schulvorstcherin
kommt , klagt ihnen sein Leid , daß er ohne Stellung sei , und

bittet sie , für ihn etwas zu tun . Tos Ende ist , daß er die

Lehrerinnen anborgt und , wo er es kann , auch noch bestieblt .
So stahl der Schwindler , der sich Kurt Poppke aus der Bleib -

treustraßc nennt , an einer S. telle für 4000 Mark Wertsachen .

Zeugen gesucht . Wer am Eonnabend abends 8 Uhr Zeuge
war , wie ein Radfahrer mit einem großen Sack auf dem Rücken

von vier Geheimpolizisten von der Haltestelle der elektrischen

Straßenbahn am Mexanderplatz zum Polizeipräsidium geführt
wurde , und noch gesehen hat , was voraufging , wird höllichst
ersucht sich bei G. Schneider . Amsterdamer Str . 19 II . l . zu
melden . Unkosten werden vergütet .

Gcncsse Franz Stimming ist als stellvertretender Bürger -
meister des Bezirks Lichtenberg vom Obcrpräsideuten be¬

stätigt worden .

; GewsrkschafMches -

Tarifverlragskreue der Arbei geber
Ein Fall , der die Tarifvertrags „ treue " der Arbeitgeber son -

derbar beleuchtet , stand vor einigen Tagen zur Verhandlung vor
der Kammer III des Kaufmannsgerichtes Berlin .

Ein kaufmännischer Angestellter war vom 13. August bis
zum 9. September 1921 bei der Firma Körting & Söhne .
Steglitz , Ahornstr . 6, tätig . Nach seinem Ausscheiden stellte der
Zentralverband der Angestellten zufällig fest , daß der Ange -
stellte nicht nach dem Tarifvertrag entlohnt wurde , trotzdem
die betressende Firma Mitglied des Arbeitgeberverbandes und
gehalten ist , die Tarifverträge einzuhalten . Es wurde beim
Kaufmannsgericht Klage erhoben , und siehe da , als Vertreter
des Beklagten erschien der Geschäftsführer des Arbeitnehmer -
Verbandes , Dr . Kühler ! Im Sühnetermin versuchte der Ver -
treter des Arbeitgeberverbandes mit allgemeinen Redensarten
die Haltung der Firma zu verteidigen . In diesem Termin sah
sich sogar der Magistratsrat als Kammervorsitzender des Kauf -
mannsgerichtes veranlaßt zu bemerken , daß es ihm bisher
noch nicht passiert sei , daß ein Geschäftsführer des Arbeit -
geberverbandes Mitglieder vertritt , die den Tarifvertrag ein -
fach umgehen !

Zum . Glück " entdeckten die juristischen Größen der Unter -
nehmer , daß ein Paraaraoh im Tarifvertrag existiert , der g e g cn
den klagesührenden Angestellten angewandt iverden könne . Und
prompt fällte das Gericht auch einen Spruch , wonach auf Grund
des § 11 des betreffenden Tarifvertrages der Kläger mit seiner
Klage kostenpflichtig abzuweisen sei .

Wir müssen also bei diesem Fall feststellen , daß ein Arbeit -
gcberverband . der sich sonst als tarifvertragstreu bezeichnet und
mit aller Entrüstung den Vorwurf der Untreue zurückweisen
würde , Mitglieder seiner Organisation vertritt , die den Tarif -
vertag nicht einhalten . Der Arbeitgeberverband ist der Aus -
fassung , daß ein Mitglied seiner Organisation sich über alle Be -
stimmungen des Tarifvertrages hinwegsetzen kann und im ent -
scheidenden Augenblick nur den Paragraph für sich heraussuckt ,
der eine ungünstige Bestimmung für den Angestellten enthält .
Diese Auffassung der beklagten Firma und des Arbeitsverbandes
wird dann noch durch Kaufmannsgericktsurteil bestätigt .

Der oben geschilderte Fall muß aber gleichzeitig ein war -
nendes Beispiel für alle diojeniaen Arbeitnehmer sein , die sich
um ihre ureigensten Interessen überhaupt nicht oder zu spät be -
kümmern .

Zum Verbandst g der Schuhmacher
Für einen Industricvcrband .

Zum
'

Derbandstag in München nahm eine Mitgliederver -
sammlung des Zent�ralverbandes der Schuhmacher
am Dienstag , den 21. März im Gewerksckastshause Stellung .
Der erste Bevollmächtigte Hörtz wies in seinem Referat auf
die Bedeutung des diesjährigen Verbandstages hin . der zum
12. Juni nach München einberufen wurde . Auf der proviso -
rischen Tagesordnung ist auch ein Referat des Genossen
Dr . H i l f e r d i n g über „ Wcltwirtschastliche Probleme " vor -
gesehen .

In der Diskussion wurde zum Ausdruck gebracht , daß der
Verbandstag neue Richtlinien aufstellen muß in bezug auf
die Tarif - und Lohnoolitik . Dringender denn je ist der Zu -
sammenschluß in einem I n d u st rieverband für alle Leder -
arbeiter . Der Geldentwertuna muß durch eine allgemeine
Beitragserhöhung Rechnung getrogen werden Ange -
nommen wurde ein Antrag des Bezirkes Norden , der außer
der Streik - und Maßregelungsunterstützung die Einstellung aller
anderen Unterstützungen verlangt . Ferner ein Antrag , den

Borstand zu beauftragen , jeden Monat eine Statistik heraus -

zugeben , wonach die jeweilig erforderliche Lohnhöhe zu ersehen

ist . die auf Grund der Lebenshaltung und der Geldentwertung
basiert . Nachdem noch drei Anträge der Ortsverwaltung An -

nähme fanden , die sich mit der Acnderung der Statuten befaßte ,
wurden zehn Delegierte bzw . Ersatzmänner in Vorschlag ge -
bracht — darunter die Kollegin G i g l e r — die durch Urwahlen

Anfang April in den einzelnen Bezirken gewählt werden . An
Stelle des Kollegen Stokmann . der sein Amt als 2. Bor -

sitzender niedergelegt hat , wurde Holz gewählt . Zur Bezirks -
Konfrenz , die am 17. April im Gewerkschafkshaus taot . wurden
10 Delegierte gewählt . Hierauf erstattete Kollege Müller . Be -

zirksmitglied des Zentrolvorsiandes . den Bericht über die Lohn -
Verhandlungen mit den Fabrikanten in Frankfurt a. M. Bon
einer Debatte über den letzten Punkt der Tagesordnung wurde

infolge der vorgeiückten Zeit Abstand genommen .

Schiedsspruch imversicherungsgewerbe
Der vom Reichsarbeitsministerium am 23. März eingesetzte

Schlichtungsausschuh fällte einen Schiedsspruch , nach dem

Lehrlinge und Jugendliche 20 Prozent , Angestellte bis zum
20. Lebensjahre 30, Angestellte über 20 Jahre 40 Prozent aus
die bestehenden monatlichen Gehaltssätze erhalten sollen . Die

Ueberstundensätze wurden um 40 Prozent , die Platzspesen um
10 Prozent und die Außenspesen um 20 Prozent erhöht . Dieser

Schiedsspruck ist für März endgültig , für April vorläufig . Die

endgültige Regelung für April soll tunlichst am 25. April er -

folgen . Der Ärbeitgcber - Perband deutscher Versicherungsunter -
nehmungen hat dem ZdA . telegraphisch mitgeteilt , daß er dem

Reichsatbeitsminlsterium gegenüber die Ablehnung des

Schiedsspruches noch am 23 . März erklärt habe

Lolinerhähung in den Mühlen Groh - Verlins
Nach zweimaliger Verhandlung seitens der Lohnkommission

mit dem Arbeiiqeberoerband der Miihlenindusirie wurde die in den

Mühlen Groß - Berlins bcschaftwten Arbeiinchmer ein neues Lohn -
abkommen mit Geltung ab 16. März 1922 abgeschlossen . In einer

am Dienstag staitgcfundencn Mllklenarbeiteroersammlung erstat ' . cle
Schmitz vorn Brauerei - und Mühlenarbeiterverband Berich ! über
das Angrbo » . Danach sollen alle männlichen Arbeitnehmer ein ?

wöchentliche Zulage von 140 , — M. und die Frauen von 85 , — M.

erhalten . Das Lohnabkommen fall , ohne daß » an iraendciner
Seile eine Kiindiaung vorgcnaninirn werden braucht , Gelmna bis

zum 13. April 1922 haben . An Wocheniöhncn erhallen nun : Wal -

zensührer , Müller , Sacker , Sicktrüger , Moschinilten , Heizer , Hand -
wcrkee aller Art , Walzennsster und Kulicher 725 , — M. . Baden -
arbeiter und alle nicht wc- ier aüfgelührlen Ardettneginer 715 , — M.
und die Frauen 483, — M. r

Gegen verschlechkerungen in der Schnieiz

Ein Ausruf deS schweizerisch ? » Grwcrkschaftsbundes .

Tos Bundcslonlitcc des schweizerischen Gewerkschasisbun -
des erläßt in den sozialistischen Zeitungen elncn Aufruf , be -
titelt „ An die Gewerkschaften " . In den nächsten Tagen werden
die Holzarbeiter und voraussichtlich auch andere Gruppen , die

sich g e g e n den L o b n o b b a n zur Wehr setzen , ausgesperrt ,
wenn nicht noch im letzten Augenblick eine Verständigung mög -
lich ist . Tic gesamte Arbeiterschaft wird beute schon zur Soli -
darität mit den Kämpfenden ausgcrusen , und zwar wird sie Vor -

sorge für die Turchiührung langwieriger Kämpfe zu
treffen haben . Tie Gcwcrlfchaflcn werden vom Bundcskvmitee

aufgefordert , eingedenk der� im GcwerkschastsaNs ' chnß aesaßtcn
Beschlüsse unverzüglich die nötigen Vorkehrungen z » treffen , um
die auSgiebiac iingnzicllc Unterstützung der in die Aussperrung
getriebenen Arbeiter sicherzustellen . Tos Bui . d . ' skomitce holst ,
daß die Solidarität der Arbei : crscha ' t , die sich schon so es : b. - -

währt Hut , euch diesmal zur Tat werde . �

Lrohsuder Komps im ckmsrikonischen
Tie letzten telegraphifchen Nachrichten besagen , daß die Rc -

gierung die Hoffnung aufgegeben hat . den Kohlen »
a r b e i t e r st r e i k zu verhindern . Der vollziehende Ausschuß
der Kohlenarbeiter erklärte am Freitag die Bereitschaft zur
F o r t s e tz u n g der Arbeit , wenn die gegenwärtigen Löhne
beibehalten , die Lonnverschiedenheitcn in den einzelne »
Gebieten ausgeglichen . 6stündige Aröciiszeit und ötägige Ar »
beitswoche bei einem zweijährigen Arbeitsvertrag für jeden ? lr -
bester eingeführt würden . T,c Gewerkschaften versü ' en über
einen Hilfsfonds von 121� Millionen Dollar . Tie Regierung
erklärt , die Kohlenvorräte genügten , um die Bedürfnisse des
Landes für mehrere Wochen zu befriedigen ,

Angcstelltsntarif der chemischen Industrie . Die Derhand »
lungen mit dem Arbeiteebcrverband der chemischen Industrie ,
Sektion In . finden am Dienstag , den 28. d. Mts . statt . Die für
Montag , den 27. d. Mts . , vorgesehene öffentliche Versammlung
der kaufmännischen Angestellten der chemischen Industrie mußte
also vertagt werden . Sie findet jetzt am Diens ' ag , den
28. März , abends 8 Uhr . in den Sophiensälen , Sophienstr . 17 - 18 ,
statt und wird dort über das Verhandlungsergebnis berichtet
werden .

Zur Lohnbewegung im Einzelhandel . Die bedruckten Zettel
zur A b st i m m u n g in den Betrieben sind für die Mitglieder
nn Verbandsbureau erhältlich . Alle Betriebe , die sich noch nicht
mit diesen Zetteln versehen haben , werden aufgefordert , sich die »
selben bis spätestens Montag mittag 3 Uhr abzuholen -

Zentralverband de : Angestellten ,

Kino - Vorführer der Deutschen Film - Gewerkschaft . Durch
Beschluß der Tarifkommission der Borführer , Wirtschaftsbund
und Theaterbesitzer - Verein , beträgt der Teuerungszuschlag
13 Prozent für jede Stufe . Dieser ist bei dieser Lohnzahlung
schon auszuzahlen .

Achtung ! Betriebsräte und Obleute , die noch im Besitz von
Sammellisten der ausgesperrten Dynos - Arbeiter sind , werden
ersucht , diese , gezeichnet oder ungezeichnet , bis Sonnabend , den
25. März , bei Nenntwig , Linienstr . 195 , abzurechnen .

Abgeschlossene Vereinbarung in Oberschlesien . Tie seit
einiger Zeit zwischen dem Arbeitgeberoerband der oberschlesischen
Bergwerks - und Hüttenindustrie und den Angestelltenorgani »
sationen über die Februar - und März - Gebältcr geführten Ver -
Handlungen , haben heute zu folgenden Vereinbarungen geführt :
Im Februar werden die bisherigen Gehälter im Anfangsgehalt
und in den Steigerungssätzen um 27 Prozent erhöht , im März
1922 werden auf die erhöhten Februarachälter weitere 20 Pro¬
zent geschlagen . Außerdem ist ab 1. März 1922 das Kindergeld
auf jährlich 2400 Mark , also monatlich 200 Mark festgesetzt
worden . Ferner werden einige Sonderbezüge verschiedener tech-
nischer Betriebsangestellten erhöht .

. Zur Ausloerrung in Bayern . Tie Aussperrung der Arbeiter
In den dem Verband bayrischer Metallindustrieller an -
gehörenden Betrieben ist völlig durchgeführt . Einschließlich der
durch die Aussperrung Betroffenen dürften sich in Bayern rund
60 000 Metallarbeiter im Kampfe befinden .

Statt Schiedsspruch — Bajonette . Im amerikanischen Neu »
England streiken die Textilarbeiter , da sich die Unternehmer
ihrer Verpflichtung , die Lohnherabsetzung durch Schiedsspruch
festsetzen zu lassen , entzogen und eigenmächtig vorgingen . Die
Betrwbc waren lange Zeit gesperrt , doch haben die Unternehmer
deschlolsen . sie unter dem Schutz der W a f f e n g e m a l t wieder
zu crössnen . Unier dem Druck der Arbeitslosigkeit werden sich .
so hoffen sie , Arbeiter bereit finden , auch für Hungcrlöhne zu
arbeiten . — Die Textilgcwaltigen in den Neu - Englandstocten
sind nickt nur große Verdiener , sondern auch stramme Bibel »
gläubige , die es mit ihrer Sippschaft zuwege brachten , daß
an Sonn - und Feiertagen nnr die — Kirchen olkn sint >! Alles
andere ist , wohlgemerkt , geseblich verboten , selbst Spor ' vöratr -
staltungen . Hier scheuen sie sich aber nicht , Waffengewalt gegen
Proleten anzuwenden . Prositchristentum . —

Die Aussperrung in der belgischen Glasindustrie , welche
durch die Wirtschaftskrise verhältnismäßig wenig in Mitleiden -

schaft gezogen wurde , hat für die Arbeiterorganisationen eine

grundsätzliche Bedeutung . Lohnreduktzionen sollten voroencmmen
werden , denen sich die Gewerkschaften unter dem Druck der

Verhältnisse nicht entziehen konnten . In einigen großen Be -
trieben jedoch , in welchen Nichtorganisierte Arbeiter beschäftigt
sind , bleiben auf Grund von Verträgen die bisherigen Löhn «
bestehen . Die Gewerkschaften können jedoch nicht zusehen , daß
Nichtorganisierte unter besseren Bedingungen arbeiten sollen als

ihre Mitglieder : sie mußten deshalb die Verhandlungen betreffs
der geplanten Lrhnreduktionen ablehnen . Auf diese Weise kam
es zu einer Aussperrung .

parleiveranskalkunqen
Sonnabend , den 25. März

«. B. 3. 3- itlr «( r Sihunq fcct Mitglieder der Aentrale am Lonnadend , de «
25. MZrz , ' Vi ! Ibr im Iugendsekrrtariat . FunktivnSrkonlerenz >>m 5 Ilde . DI «
Delegierten zur Heichsronferen , müssen erscheinen . Mandatsdescheinimgen
sind mitzubringen .

DI ri t irr - »tou>, ' 5 Bern , - Beiied . Abrechnung der Abteilungskatsserer
beim Ten . Besse . >. nachm . 4Vz —7 Uhr Alte « Markenmaterial mitbringen .

12 »■>> 11 Dift - ldt . Die Funktionäre werden ersucht Plakate bei den
Adtciiungsführer abzuholen .

20 Disel - t ( Kreutberg ) . Abteilungsführer können Plakate sofort abhole »
von vier , Naunynltr . S.

Iii DIsieUt . Die Abicllungsführer bei Wolff DSchstestr . 42 Material abholen .

Sonntag , den 26. März
Ig . Distrikt ( Kreutberg ) . Die Genossen werden ersucht , die Versammlung

am TS. Märt , in ftllcrns Festsäle , zu besuchen .

Vereinskalender

Deutscher Irnnaportarbeiterverbond . Branche Möbeltransport -
arbeiter , -palker u. -kuticher , öonnrag , den 26. März lS2?, vorm ttagt ( M, llhr ,
im Lokal . Ressdenz - Feftsäle - . Landsberger Streß « ZI, Bollversammlunq .
Tagesordnunz : Bericht über unsere Lohnbewegung . Mitgliedsbuch ist mit »
zubringen . Rollkutscher und Speditionsarbeiter uftr - Montag , den 27. März
1922, - dends 61 » Uhr, B o l lv e r sa n m lu n g bei Bäter , Weberstraße l ?!
Tagesordnung : l. Bericht von der örtlichen Generalvcrtauimlung , 2. Bericht
über die Lobnoerbandlunq mit dem Lokalverein , Mitgliedsbuch legitimiert .
Sektion 5. : Metallindustrie . Sonntag , den 2ö. März , nrrmirtag « S>,ildr , in
den Bbarus - Säle », Miillerstr . 142, Scktionemirg tederrersammlunq . Tages -
ordnung : Bericht über das Ergcbnt - der Lobnvcrbandlung in der Berlü - . cr
Metallindustrie . Mitgliedsbuch ist am Saaleingang vorzuzeigen . Technisches
Bülmenpcrsonal . Sonntag , den 26. März , vormittags pünktlich S tibr , im
Gewertschaftsdaus . Engelufer 24 2b. Saal >, Branchcnversammlunq . Tages -
ordnung : l. Bericht . 2. Neuwahl der Branchenleitung und Delegierten zur
örtliche » Scncralvcriammlunq ,

Sonnabend , den 25. März
Sr - » Lehre - » eirr >-Ich-n abends 7 Uhr Ecschäftsfltzuug Rathaus 104

Tagesordnung : Slternbeiratswable ».

Scmnleg . den 26. März
Deutsch - Illmgcnz - t tichask . Fortsetzung der am lg. ?. 22. stattgefundcnen

«eneralveriammin ». , im . Bürger , aal - des Berlin - r Rathuuses , Eingang
Köniastr . , statt . Erscheint in Massen !

Frelrrllglsse Gemeinve . Vormittag lOVz lthr , im Etadtbans , Kloster -
straue b". Fugend , reibe . Feftoorlrag von Akren E. Däumig . Aanncnium ,
Scige , Gesang . Läst : willkommen .

DmUschel : Salkler - . Tapezisror - und porl - s - uillerv - rband , mrrgen «
g i t Ubr, Versammlung aller Tepezierrr »nd Stüherinnen im Scwerkichafts ' . aiis ,
Saal i. Bericht von den Vcrband ' unzen mit de » Untcrncsuncrn . Viiukttichcs
Erschei . ien aller u. ibesin ' ' erserder . ' uh.

. Moniag , den 27 . März

vuchli ' utzer . Betriebsräte » nd Vertrauensleute der
reinen Buchbindereien und Geschäfsbubfabrilen . nachm .
4 > Nur, finde ! im lerandriuer . Alerandrinenstr . Z7 e i n e wichtig «

Sitzung slalt . Feder Betrieb muß vertreten sein. Di « Branchenleitung .

BcraiiL ertlich stir Ii : Ncbaküo : , :K r 9 c r t L> e u s c l . Berlin : >>ir den
Flu »gl . III. . ! »Iii , ge. Ili . >: Ii il . iiiingf »: V :; i> w i a tt vmertner .
o . uui . — Perle .' . en : u. r . ch. ut , Freibcv " c. G. w. b. Bcrtin . — Track

VV. I Ut i, r ü! o c .• , Lktuu tisf os, ÄteiZnidriuen . ' »«. HO.
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